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Abstimmungsvorlage 

Volksinitiative «Wahrung der schweizerischen Neutralität 

(Neutralitätsinitiative)» 

 

Was will die Initiative «Wahrung der schweizerischen Neutralität (Neutralitätsinitiative)»? (siehe auch 

neutralitaet-ja.ch) 

Die Volksinitiative «Wahrung der schweizerischen Neutralität» will die «immerwährende und bewaffnete» 

Neutralität der Schweiz in der Bundesverfassung (Art. 54a BV) verankern. Zudem will die Initiative festhalten, 

dass die Schweiz keinem Militär- oder Verteidigungsbündnis (z. B. NATO) beitreten darf. Weiter soll neu ein 

weitgehendes Verbot von Sanktionen gelten, vorbehalten wären lediglich Sanktionen, die im Rahmen der 

UNO beschlossen werden.  

Ausgangslage 

Am 27. September 2026 stimmt die Schweiz über die Volksinitiative «Wahrung der schweizerischen 

Neutralität (Neutralitätsinitiative)» ab. Sie wurde im November 2022 von der Organisation Pro Schweiz und 

SVP-Exponenten rund um Christoph Blocher lanciert – als direkte Reaktion auf den russischen Angriffskrieg 

gegen die Ukraine und die von der Schweiz übernommenen Sanktionspakete der EU. Am 11. April 2024 

wurde die Initiative mit über 130'000 Unterschriften eingereicht. 

Der Bundesrat hat die Initiative ohne direkten Gegenvorschlag zur Ablehnung empfohlen. Er anerkennt den 

Wert der Neutralität, sieht in der Initiative aber eine unnötige Abkehr von der bewährten Flexibilität in der 

Neutralitätspolitik. Im Parlament verliefen die Beratungen intensiv: Der Ständerat votierte mehrfach für einen 

direkten Gegenvorschlag (in der letzten Version: «Die Schweiz ist neutral. Ihre Neutralität ist immerwährend 

und bewaffnet.», ohne weitere Punkte zu Militärbündnissen oder Sanktionen), während der Nationalrat alle 

Gegenentwürfe – zuletzt mit 126 zu 64 Stimmen – ablehnte. Die Einigungskonferenz schloss sich der Linie 

des Nationalrats an. Damit kommt die Initiative ohne Gegenvorschlag zur Volksabstimmung. 

Wichtige Merkmale der Initiative 

• Verfassungsrechtliche Verankerung der Neutralität: Aufnahme eines neuen Art. 54a BV mit dem 

Wortlaut «Die Schweiz ist neutral. Ihre Neutralität ist immerwährend und bewaffnet.» 

• Sanktionsverbot: Wirtschaftliche und finanzielle Sanktionen gegen andere Staaten sind nur noch 

zulässig, wenn sie durch den UNO-Sicherheitsrat beschlossen wurden. Ein Übernehmen von 

Sanktionen der EU (wie z. B. 2022 gegenüber Russland) oder anderen Ländern und Organisationen 

wäre künftig nicht mehr möglich. 

• Kein Beitritt zu Militär- und Verteidigungsbündnissen und keine militärischen Auslandübungen: Die 

Schweiz darf keinem Militär- oder Verteidigungsbündnis beitreten. Eine Zusammenarbeit mit 

Bündnissen (z. B. NATO) ist nur im Falle eines Angriffs auf die Schweiz zulässig. Im Frieden darf die 

Schweizer Armee keine Übungen mit ausländischen Streitkräften im Ausland durchführen. 

https://neutralitaet-ja.ch/


• Politische Zurückhaltung: Der Bundesrat darf keine politischen Aussagen machen, welche die 

Neutralität der Schweiz gefährden. 

Empfehlungen 

Der Bundesrat empfiehlt ein Nein zur Initiative.  

Sowohl der Nationalrat (128 zu 60 Stimmen) als auch der Ständerat (35 zu 8 Stimmen) haben die Initiative 

zur Ablehnung empfohlen. Es gibt keinen direkten Gegenvorschlag. 

Argumente 

Pro  

(neutralitaet-ja.ch) 

Kontra  

(Bundesrat) 

• Verfassungsschutz für die Neutralität: Die 

Neutralität wird heute (zu) flexibel 

ausgelegt. Ihre Verankerung in der 

Verfassung schützt sie vor politischer 

Erosion und sichert die Glaubwürdigkeit der 

Schweiz als neutraler Staat dauerhaft ab. 

• Kein schleichender NATO-Beitritt: Die 

Initiative verhindert, dass die Schweiz 

schrittweise in Militärbündnisse 

hineingezogen wird. Die sicherheits-

politische Strategie des Bundesrats zielt 

bereit auf eine engere Zusammenarbeit mit 

NATO und EU ab.  

• Stärkung der Guten Dienste: Nur eine 

glaubwürdige neutrale Schweiz kann allen 

Konfliktparteien ihre humanitäre Tradition 

und ihre Vermittlerdienste anbieten. 

Sanktionen schwächen diese Rolle. 

• 500 Jahre Frieden bewahren: Die 

bewaffnete Neutralität hat der Schweiz eine 

einzigartige Erfolgsgeschichte ermöglicht. Es 

gibt keinen Grund, diese Maxime leichtfertig 

aufzugeben. 

• Starre Neutralität schadet der Schweiz: Die 

schweizerische Neutralität ist bereits heute 

dauerhaft und bewaffnet, dies ist 

international und völkerrechtlich anerkannt. 

Eine rigide Verfassungsdefinition beraubt 

den Bundesrat der bewährten Flexibilität in 

der Neutralitäts- und Aussenpolitik. In 

unsicheren Zeiten braucht es politischen 

Handlungsspielraum, nicht starre Regeln. 

• Sicherheitspolitische Kooperation 

verunmöglicht: Ein Verbot von 

Auslandübungen und die Einschränkung 

der militärischen Zusammenarbeit würden 

die Verteidigungsfähigkeit der Schweiz 

schwächen, ohne ihre Sicherheit zu 

erhöhen. Ein Beitritt zu Militärbündnissen 

ist bereits heute nach Neutralitätsrecht 

ausgeschlossen. Die Initiative würde also 

keinen Mehrwert bringen, gegen aussen 

jedoch negative Signale senden. 

• Selbstisolation vermeiden: Aggressoren (wie 

z. B. Russland) können Sanktionen des UN-

Sicherheitsrats blockieren. Die Initiative 

würde die Schweiz zwingen, keine 

Sanktionen gegen kriegsführende Staaten 

mehr ergreifen zu können. Die Schweiz soll 

aber weiterhin die Übernahme von 

nichtmilitärischen Sanktionen (z. B. der EU) 

als Instrument nutzen können, um nicht ins 

politische Abseits zu geraten. 

• Gute Dienste wie bisher möglich: Die 

Schweiz kann ihre Tradition der Guten 

Dienste auch ohne schriftliche Verankerung 

in der Bundesverfassung fortführen. 

 

https://neutralitaet-ja.ch/
https://www.admin.ch/de/nsb?id=101632

